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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Eineinhalb Monate nach Anpassung der Regeln zur Kurzarbeitsentschädigung an die
Corona-Krise reichte Maya Graf (gp, BL) eine Motion ein, gemäss der die
Kurzarbeitsentschädigung für Einkommen bis CHF 4'000 während der Corona-
Pandemie 100 Prozent des Monatslohns, statt wie bis anhin 80 Prozent, betragen soll.
Haushalte mit tiefen, nicht existenzsichernden Einkommen seien besonders stark von
der Krise betroffen und man müsse verhindern, dass diese Personen unter das
Existenzminimum gerieten und «in die Sozialhilfe gedrängt» würden. Ähnliche
Motionen hatten zuvor auch Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH; Mo. 20.3364) und Cédric
Wermuth (sp, AG; Mo. 20.3192) eingereicht.
Der Bundesrat erwiderte in seiner Stellungnahme, dass das Ziel der KAE eben nicht in
der Existenzsicherung der Arbeitnehmenden, sondern in der Verhinderung einer
Ganzarbeitslosigkeit liege. Die vorgeschlagene Ausdehnung der KAE würde die
entsprechenden Ausgaben um schätzungsweise 3 Prozent erhöhen. Der Bundesrat
habe der ausserordentlichen Situation aber Rechnung getragen, indem im Moment die
Einkünfte aus Zwischenbeschäftigungen während dem KAE-Bezug bei der
Kurzarbeitsentschädigung nicht mehr abgezogen würden, wodurch Betroffene ihr
Einkommen über ihren bisherigen Lohn hinaus aufbessern könnten. 
In der Herbstsession 2020 wies der Ständerat die Motion der SGK-SR zur
Vorbehandlung zu. Dabei könne man überprüfen, ob die Zuweisung der Personen an die
Sozialhilfe gleich teuer komme wie die Erhöhung der KAE für tiefere Einkommen,
argumentierte Charles Juillard (cvp, JU), der die Überweisung an die Kommission
beantragt hatte. 1

MOTION
DATUM: 24.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Im September 2020, also noch während die Kurzarbeitsentschädigungen Corona-
bedingt ausserordentlich stark beansprucht wurden, reichte Philippe Bauer (fdp, NE)
eine Motion ein, mit der er weitere administrative Hürden bei der
Kurzarbeitsentschädigung sowohl im AVIG als auch im Covid-19-Gesetz abbauen wollte.
Neu sollten das vereinfachte Verfahren zur Voranmeldung für Kurzarbeit sowie das
summarische Verfahren zur Abrechnung von KAE auch im ordentlichen Kurzarbeits-
Verfahren Anwendung finden. Zudem sollten Zuschläge für Ferien und bezahlte
Feiertage auch Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Monatslohn ausbezahlt
werden, was bisher im ordentlichen, nicht aber im vereinfachten Verfahren der Fall sei.
Das vereinfachte Verfahren gelte nur noch bis Ende 2020, anschliessend komme wieder
das normale Verfahren zum Zuge, das jedoch für die Unternehmen zu kompliziert und
aufwändig sei. Mit den angestrebten Änderungen solle verhindert werden, dass
Unternehmen ihren Mitarbeitenden lieber kündigten, als sie für Kurzarbeit
anzumelden.
Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung, da das vereinfachte Verfahren nicht
genügend präzise sei, um die Ansprüche auf Kurzarbeit zu prüfen. Dieses Verfahren sei
lediglich in Ausnahmesituationen gerechtfertigt. Jedoch werde eine Verlängerung des
summarischen Verfahrens bis Ende März 2021 geprüft. Die Einschätzung des Motionärs
bezüglich der Ferienentschädigung teilte der Bundesrat überdies nicht:
Arbeitnehmenden im Monatslohn müsse weiterhin der Arbeitgebende die Löhne an
Feiertagen und in den Ferien bezahlen, entsprechend würden diese Kosten
korrekterweise nicht mittels KAE vergütet.
In der Wintersession 2020 folgte der Ständerat stillschweigend einem Ordnungsantrag
Juillard (cvp, JU), der verlangte, die Motion in der SGK-SR vorzubesprechen. Man höre
unterschiedliche Meinungen zu den Vor- und Nachteilen von solchen Änderungen,
entsprechend solle die Kommission diese umfassend beraten, argumentierte Juillard.
Diese Meinung teilten auch der Motionär, der sich mit der Überweisung einverstanden
erklärte, und der Ständerat, der sie stillschweigend guthiess. 2

MOTION
DATUM: 17.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 2020, S. 1043
2) AB SR, 2020, S. 1428
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